Niederschrift

über die     52. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 02.03.2011 um  19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 52. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Jürgen Arnold
3. Martin Belz

4. Horst Bender

5. Horst Christmann

6. Bernhard Brahm

7. Manfred Hastrich

8. Christoph Demel

9. Michaela Thomas
10. Frank Burggraf

11. Bernd Eckert

12. Günter Daniel
13. Margret Bergmeier
	14. Rainer Röth

15. Hans-Karl Trog

16. Günter Gebhart

17. Hugo Schmidt

18. Wolfgang Falk

19. Dieter Beul ab 20.25 Uhr abwesend
20. Arnold Nies

21. Eberhard Bremser

22. Michael Kilb

23. Erhard Becker

24. Bernd Polomski

25. Lothar Burggraf




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
	2. Theo Schmidt

3. Lothar Christl

4. Sabine Hemming
5. Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 22.02.2011 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 25.02.2011 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, stellt zu Beginn der Sitzung um 19.30 Uhr die Beschlussfähigkeit der  52. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der SPD-Fraktion die Stadtverordneten: Herr Dr. Ruttmann, Herr J. Uhl und Herr Ackermann. Ebenfalls entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Stadtverordneten: Herr Dorn und Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach. Von Seiten der Bürgerlisten-Fraktion fehlt entschuldigt der Stadtverordnete: Herr Kuhlisch. Entschuldigt von Seiten des Magistrates fehlen: Herr I. Stadtrat M. Uhl, Herr Steinhauer und Herr Räbiger.  
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Tagesordnung:

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Punkt 2

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Hammerstraße“ mit paralleler

3. Flächennutzungsplanänderung;

hier:   Abwägung der eingegangenen Anregungen im Rahmen der Verfahren 

          gemäß § 4, Absatz 1 § 4a BauGB für den vorhabenbezogenen

          Bebauungsplanvorentwurf und dem 3. Flächennutzungsplanänderungs-

          vorentwurf

Punkt 3
6. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Runkel für die Planbereiche

-  Gewerbegebiet „Auf dem See“ im Stadtteil Dehrn

-  Gewerbegebiet „Kerkerbach“ im Stadtteil Steeden

-  Gewerbegebiet „Großmannswiese“ im Stadtteil Ennerich;

hier:   Abwägungsbeschluss, Beschluss zur Aufnahme von zwei naturschutz-

          rechtlichen Ausgleichsflächen in das Verfahren, Beschluss zur Änderung

          der Darstellung der Planbereiche Kerkerbach und Großmannswiese

          sowie Beschluss der Offenlage und Beteiligung der Behörden und sonstigen 

          Träger öffentlicher Belange

Punkt 4
Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:   Grundstück Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 117,

           „Zum Greifenstein 5“, Größe 936 m²

Punkt 5
Energiepark Runkel;

hier:  Bericht durch die Ausschussvorsitzenden mit Beschlussvorschlag

Punkt 6
Strom-Konzessionsvergabe;

hier:    1. Strom-Konzessionsvertrag Süwag Energie AG, Frankfurt

           2. Strom-Konzessionsvertrag E.ON Mitte AG, Kassel

Punkt 7
Ortsgericht Runkel II;

hier:   Neuwahl eines Schöffen
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Punkt 8
Genehmigung der Niederschriften vom 27.10.2010, 24.11.2010 und 09.02.2011

Punkt 9

Mitteilungen des Magistrats

Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, begrüßt alle Anwesenden sowie die beiden Pressevertreter und erteilt Herrn Bürgermeister Bender zum Tagesordnungspunkt 1 das Wort. Dieser bittet um die Aufnahme eines weiteren Punktes, der den Antrag auf Erwerb eines Grundstücks  „Am Kappesborder Berg“ beinhaltet. Er erläutert, dass bereits mehrere Reservierungen für weitere Grundstücke vorliegen. 

Aus Dringlichkeitsgründen sollen zusätzlich zwei Punkte mit in die Tagesordnung aufgenommen werden. Die Anträge beinhalten einmal die Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ der zweite eine Änderung des Bebauungsplans „Kappesborder Berg“ in Runkel,  in dem über den notwendigen  Aufstellungsbeschluss abgestimmt werden soll. 
Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, bittet um Abstimmung über die Aufnahme dieser beiden Punkte in die Tagesordnung.
Beschluss:

Beide Anträge werden einstimmig in die Tagesordnung als Punkt 8 und Punkt 9 aufgenommen.

Abstimmung:

ja- 24


nein- 0


Enthaltung- 0

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort. 

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass von der SPD-Fraktion eine Anfrage vorliegt.
1. Wie aus den Haushaltsplänen der letzten Jahre zu ersehen, wendet die Stadt stetig steigende

    Haushaltsmittel für die Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen auf, besonders für die

    Kinder, die eine Kindertagesstätte besuchen.
    Andererseits wächst aufgrund der demografischen Entwicklung die Altersgruppe der über

   65-jährigen Bürgerinnen und Bürger.

   Wie hoch ist der Anteil der beiden genannten Bevölkerungsgruppen in unserer Stadt?

   Lässt sich in etwa beziffern, welche Haushaltsmittel die Stadt für die über 65-jährigen
   Personen   aufwendet?

   Sieht der Magistrat Möglichkeiten, im Rahmen seiner sozialen Verantwortung diese

   Altersgruppe stärker zu unterstützen?
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Herr Bürgermeister Bender beantwortet die Frage wie folgt:

Am 28.02.2011 beträgt die Gesamtbevölkerung der Stadt Runkel 9.725 Einwohner. 

Davon sind






    Jahrgang
Kinder von 0 – 6 Jahren                      - 01.03.2005 – 28.02.2011

 507 Kinder

Kinder u. Jugendl. 7 – 17 Jahren        -  01.03.1998 – 28.02.2005

 711 Kinder u. 









  ___Jugendl.










insgesamt:     1.218 Kinder u. 









         Jugendl.  

Die Personengruppe ab 65 Jahre und älter (Jahrgang 01.01.1900 – 28.02.1946) umfasst derzeit 1.834 Bürgerinnen und Bürger. 

Für diese Personengruppe wird ein Gesamtbetrag von 30.470,-- € ( für Altentage, Nutzung des Runkeler Bus’chens usw.) von der Stadt Runkel aufgebracht. 
Herr Bürgermeister Bender berichtet, dass er  eine Veranstaltung bezüglich des Demografischen Wandels besucht hat. Der Referent, Herr Tiefensee, hat sich in den letzten Jahren sehr intensiv mit der demografischen Entwicklung im Landkreis Limburg-Weilburg beschäftigt. Herr Tiefensee wird diesbezüglich Zahlen und Entwicklung  in der 2. Stadtverordnetenversammlung im Mai 2011 vortragen. Die Stadt Runkel wird anschließend darüber beraten, wie diese Altersgruppe stärker unterstützt werden kann.
Nach der Kommunalwahl soll ein Seniorenbeirat gegründet werden, damit ältere Menschen noch mehr Unterstützung erhalten. 
Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel fragt, wann der Rundweg für das Altenheim errichtet wird. 

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass mit der  Errichtung des Rundweges vor der Sommerpause begonnen wird. Der Rundweg wird auf jeden Fall dieses Jahr realisiert werden. 
Herr Fraktionsvorsitzender Becker (Bürgerliste) fragt, ob die SPD-Fraktion den Hintergrund ihrer Anfrage näher erläutern kann. 

Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel erläutert, dass aufgrund des Demografischen Wandels die Altersgruppe der über 65-jährigen Bürgerinnen und Bürger in den nächsten Jahren sehr stark steigen wird. Es werden immer mehr ältere Menschen auf Hilfe angewiesen sein. Die SPD-Fraktion möchte die Mandatsträger auf diese Altersgruppe aufmerksam machen. 
Frau stellv. Stadtverordnetenvorsteherin Thomas fragt, ob noch weitere Meldungen vorliegen und bittet Herrn Bürgermeister Bender mit dem nächsten Tagesordnungspunkt fortzufahren.

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass sich der nächste Punkt der Anfrage auf den Stadtteil Arfurt bezieht. Er verliest die Anfrage:

2. Im Sommer 2008 standen in Arfurt durch Rückstau infolge Starkregens zahlreiche Keller

    unter Wasser. Die unmittelbar danach veranlasste Spülung des Kanalsystems förderte eine

    in diesem Umfang nicht für möglich gehaltene Menge an Geröll zu Tage. Als eine der

   Ursachen wurde der Eintrag von Oberflächenwasser an der Zuwegung zum Marien- und

   Pontohof in den Kanal vermutet.
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Sind die in diesem Zusammenhang angedachten Maßnahmen ausgeführt worden?

Sind regelmäßige Kanalspülungen in Auftrag gegeben worden? 
Herr Bürgermeister Bender antwortet auf die Anfrage, dass Maßnahmen getroffen worden sind. Die angedachten Maßnahmen sind dort, wo sie sinnvoll waren, durchgeführt worden. Die betreffenden Kanalhaltungen wurden und werden turnusmäßig im 2-Jahres-Rhythmus gespült. 

Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel fragt nach, ob die Maßnahme, an der Einfahrt Marienhof- und Pontohof unter der Straße eine Verbindung zwischen den beiden Straßengräben herzustellen, um das Oberflächenwasser auf der anderen Seite abzuleiten, erfolgt ist. Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass er das prüfen lassen und zeitnah veranlassen wird. 
Herr Bürgermeister Bender verliest die 3. Anfrage:

3. Die anscheinend zu geringe Größe des Wendehammers am Ende der Linnebachstraße in

   Arfurt erweist sich als Problem für die Lkw, die zur Müllentsorgung eingesetzt werden.

   War der Wendehammer von Anfang an zu gering dimensioniert?

   Sind die entsprechenden Vorschriften inzwischen geändert worden?

   Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, das Problem zu lösen?

   Gibt es in anderen Stadtteilen ähnliche Probleme?

Diese Frage beantwortet Herr Bürgermeister Bender wie folgt:

Vor Kurzem hat eine Ortsbesichtigung stattgefunden. Ein älterer Baum ist gefällt worden und Wildwuchs wird in Kürze entfernt. Der in Rede stehende Kreisel war ursprünglich zu gering bemessen. Anlässlich einer Änderung des Bebauungsplans wurde die für den Bau des Wendehammers zur Verfügung stehende Fläche vergrößert. Im Anschluss daran wurde der Wendehammer von den Mitarbeitern des Bauhofs erstmals vergrößert. Durch den unlängst erfolgten Verkauf und die anschließende Bebauung und Einfriedung des angrenzenden Grundstückes Linnebachstr. 24 wurde die Bewegungsfläche für Müllfahrzeuge eingeschränkt. Die Mitarbeiter des städtischen Bauhofs werden zeitnah eine weitere Vergrößerung des Wendehammers vornehmen, d. h. die Vergrößerung erfolgt zweigeteilt. Es wird eine Ausdehnung erfolgen und der Wendehammer wird anschließend asphaltiert, so dass die Müllfahrzeuge wieder wenden können.
Herr Bürgermeister Bender antwortet auf die Frage, ob es in anderen Stadtteilen ähnliche Probleme gibt, dass der Stadt Runkel keine Meldungen vorliegen. Inzwischen werden die Wendehämmer mit einem Durchmesser von 21 m geplant und gebaut. 
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass die Anwohner der Linnebachstraße bereit sind, dieses Areal unentgeltlich zu unterhalten. 

Herr Stadtverordneter Christmann merkt an, dass in Ennerich die Wendehämmer zweckentfremdet als Parkplätze genutzt werden und die Müllfahrzeuge schlecht wenden können. 
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Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass diese Angelegenheit überprüft wird.

Frau stellv. Stadtverordnetenvorsteherin Thomas ruft Punkt 2 der Tagesordnung auf.

Punkt 2

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Hammerstraße“ mit paralleler

3. Flächennutzungsplanänderung;

hier:   Abwägung der eingegangenen Anregungen im Rahmen der Verfahren 

          gemäß § 4, Absatz 1 § 4a BauGB für den vorhabenbezogenen

          Bebauungsplanvorentwurf und dem 3. Flächennutzungsplanänderungs-

          vorentwurf

Frau stellv. Stadtverordnetenvorsteherin Thomas fragt, ob Herr Bürgermeister Bender diesen Punkt näher erläutern kann.
Herr Bürgermeister Bender berichtet, dass in der Stadtverordnetenversammlung am 30.04.2010 bereits die Gründe dargelegt  und das Beteiligungsverfahren beschlossen wurde. 
Frau stellv. Stadtverordnetenvorsteherin Thomas bittet um Abstimmung.

Beschluss:
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, die
    eingegangenen Anregungen und Bedenken zu dem  vorhabenbezogenen Bebauungsplan
   „Hammerstraße“ und der   parallelen 3. Flächennutzungsplanänderung gemäß den
   Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des
   Protokolls erklärt.

Abstimmung:

Ja – 25

Nein – 0
Enthaltung- 0
2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, den
    Planentwurf mit Begründung und Umweltbericht des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
   „Hammerstraße“ sowie die parallele 3. Flächennutzungsplanänderung mit Begründung
   unter Einbeziehung der sich aus Punkt 1 ergebenden Änderungen und Ergänzungen gemäß 
   § 3, Absatz 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Träger öffentlicher Belange von der
   Auslegung zu benachrichtigen sowie gemäß § 4, Absatz 2 BauGB zu beteiligen.

Abstimmung:

Ja – 25

Nein – 0
Enthaltung- 0
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Punkt 3
6. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Runkel für die Planbereiche

-  Gewerbegebiet „Auf dem See“ im Stadtteil Dehrn

-  Gewerbegebiet „Kerkerbach“ im Stadtteil Steeden

-  Gewerbegebiet „Großmannswiese“ im Stadtteil Ennerich;

hier:   Abwägungsbeschluss, Beschluss zur Aufnahme von zwei naturschutz-

          rechtlichen Ausgleichsflächen in das Verfahren, Beschluss zur Änderung

          der Darstellung der Planbereiche Kerkerbach und Großmannswiese

          sowie Beschluss der Offenlage und Beteiligung der Behörden und sonstigen 

          Träger öffentlicher Belange

Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin verliest die Verwaltungsvorlage. Herr Bürgermeister Bender führt hierzu aus, dass dieser Beschluss  für das Vorhaben „Auf dem See“ von Bedeutung ist. Die Ausgleichsflächen befinden sich im Eigentum der Fa. Egenolf, die Investor ist. Gleichzeitig könnten die Flächen als Erweiterung für den Energiepark  durch regenerative Energien genutzt werden.
Auch würden die finanziellen Belastungen, die durch diese ungenutzten Flächen der Stadt Runkel entstehen, entfallen. 

Herr BL-Fraktionsvorsitzender Becker merkt hierzu an, dass ein Gewerbegebiet vorliegt, das die Stadt offensichtlich nicht los wird. Hier muss weiterhin an die HLG gezahlt werden, für Flächen, die nicht genutzt werden. Um diese Flächen zurückzukaufen müsste die Stadt 2,3 Mio. Euro aufbringen, die nicht zur Verfügung stehen. Als Alternative hierzu soll die Stadtverordnetenversammlung einem neuen Gewerbegebiet an der B49 „Auf dem See“ zustimmen. Zu dessen Umsetzung gibt es jedoch eine Verknüpfung, in der die Stadt die notwendigen Flächen von der HLG zurückkaufen müsste. 

Die Bürgerliste begrüßt, dass ein Gewerbegebiet geschaffen werden soll, das keinen Stadtteil durch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen belastet. Jedoch sollte der Investor durch eine Wertschöpfungsklausel in einem Vertrag mit der Stadt an den Kosten der Aufgabe der Restflächen der beiden anderen Gewerbegebiete heranzuziehen sein. 
Weiterhin fragt er an, ob sich  alle Flächen im Besitz der HLG befinden oder sind einige Flächen noch im Besitz der Stadt Runkel? 
Hierzu erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass sich alle Flächen im Besitz der HLG befinden.

Wegen einer Wertschöpfungsklausel fanden bereits Gespräche mit dem Investor statt. Dieser ist bis  heute nicht dazu bereit. Als Alternative erklärt der Investor jedoch, die Kosten der Bauleitplanung, der Verkehrsinfrastruktur,  den Bau eines Verkehrskreisels, die Finanzierung und die Verantwortlichkeit für die gesamte Ent- und Versorgung des Gewerbegebietes „Auf dem See“, welche ca. 2,8 Mio. Euro beträgt,  zu tätigen.
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Herr CDU-Fraktionsvorsitzender Naß, erklärt, dass die CDU nicht zustimmen kann, weil der Investor sich nicht an den Kosten beteiligt. 

Hierzu ergänzt Herr Bürgermeister Bender, dass die Kosten zur Erschließung des gesamten Verfahrens  die Fa. Egenolf tragen wird. Der Stadt Runkel entstehen keine weiteren Kosten. 

Herr Stadtverordneter Arnold erklärt, dass das Gewerbegebiet „Auf dem See“ förderungswert ist. Die gesamte Verkehrsanbindung für dort ansiedelndes Gewerbe ist sehr positiv. 
Herr Arnold gibt jedoch zu bedenken, dass durch den Rückkauf der Flächen ein zu hoher Abschlagspreis an die HLG gezahlt werden muss. Ein weiterer Punkt erklärt er sei, dass ein wertloses Gelände zu Gewerbegelände wird und stellt infrage, ob sich ein Investor freiwillig  an den entstehen Mehrkosten beteiligen würde. Deshalb meint er, sollte ein Beschluss gefasst werden, der eine Wertabschöffungsklausel beinhaltet. Diese soll die Rückkaufaktion moderater abfedern.
Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass glaubhafte Unternehmen an dem Gewerbegebiet „Auf dem See“ interessiert sind. 
Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel merkt an, dass die SPD schon über Jahre  versucht, Wirtschaftsförderung zu  betreiben. Dieses Vorhaben ist nicht immer bei bisher bestehenden Gewerbegebieten gelungen, siehe“ Herrenswiese „ und „Ober der Limburger Straße“. Doch in dem jetzigen Fall ist ein Investor vorhanden und man sollte an die späteren Steuereinnahmen sowie eventuell entstehende Arbeitsplätze für die heimische Bevölkerung  denken. Aus diesem Grund  ist die SPD-Fraktion weiterhin dafür, diese Verfahren durchzuziehen. Sollten die CDU-Fraktion und BL-Fraktion weiterhin für eine Wertschöffungsklauselaufnahme sein, bittet er um Konkretisierung dieser Klausel über die dann später abgestimmt werden kann.

Herr Becker von der BL-Fraktion beantragt, dass die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den  Magistrat zu beauftragen, mit dem Unternehmen über eine Wertschöffungsklausel zu verhandeln und Gespräche zu führen. Die Höhe muss die Verwaltung errechnen.  
Hierzu erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass durch dieses Vorgehen das Vorhaben teurer kommt und Zeit verloren wird. 
Die CDU-Fraktion bittet um eine 5-minütige Unterbrechung der Sitzung.   Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, unterbricht die Sitzung für 5 Minuten.

Nach der Unterbrechung erläutert Herr Arnold von der CDU-Fraktion die  Zusammensetzung der Höhe für eine Wertschöffungsklausel und  beantragt, dass die Stadtverordnetenversammlung beschließt, eine Wertabschöffungklausel betreffend dem Gewerbegebiet „Auf dem See“ von den Grundstückeigentümern  mit einer Wertabschöffung von  5 Euro/m²  zu erheben, welche für die genutzten Flächen erstmals nach 5 Jahren eingefordert wird und später sukzessive nach weiterem Ausbau der Flächen.
Herr Bürgermeister Bender erfragt den Zeitpunkt und von welcher Fläche ausgehend sich die Klausel bezieht. Hierzu antwortet Herr Arnold, ab Beschlussfassung nach 5 Jahren für die Flächen, die zu diesem Zeitpunkt  genutzt werden.
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Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, wiederholt und verliest den zu beschließenden Antrag der CDU-Fraktion.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, vom Investor für das Gewerbegebiet „Auf dem See“ eine Wertabschöffung in Höhe von 5 Euro/m² zu erheben und zwar beginnend  in 5 Jahren nach diesem Beschluss für die wirtschaftlich genutzten Flächen und danach folgend schrittweise für die Gewerbeflächen, die dann sukzessiv als Gewerbegebiet genutzt werden.
Abstimmung:

Ja- 19


Nein- 3

Enthaltung- 2

Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel beantragt einen Ergänzungsantrag, der den Magistrat beauftragt mit der Stadt Limburg zu verhandeln, um die Anbindung des Gewerbegebietes „Ober der Limburger Straße“ in Höhe der Fa. Bördner an die Straße Eschhofen Limburg zu ermöglichen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig den Magistrat zu beauftragen mit der Stadt Limburg zu verhandeln, um die Anbindung des Gewerbegebietes „Ober der Limburger Straße“ in Höhe der Fa. Bördner an die Straße Eschhofen Limburg zu ermöglichen.

Abstimmung:

Ja- 24

Nein – 0

Enthaltung - 0




Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin bittet nun um die weiteren Abstimmungen zu den  Beschlussfassungen unter Punkt 3.
Beschluss: 
1) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die eingegangenen Änderungen und Bedenken gemäß den Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt.

Abstimmung:

Ja- 24

Nein- 0

Enthaltung- 0
2) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die Darstellung von zwei naturschutzrechtlichen Ausgleichsflächen östlich und südlich des Stadtteils Dehrn in die 6. Änderung des Flächennutzungsplans aufzunehmen. 

Abstimmung:

Ja- 23

Nein- 0

Enthaltung- 1

- 10 -

3) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die Darstellung des Teilbereichs 2 (Gewerbegebiet „Kerkerbach“) sowie des Teilbereichs 3 (Gewerbegebiet „Großmannswiese“) als „Vorrangfläche für die Gewinnung regenerativer Energien“. Die Verwaltung wird beauftragt, die Begründung des Flächennutzungsplans in diesem Sinne zu ändern. 

Abstimmung:

Ja- 23

Nein- 0

Enthaltung: 1

4) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, den Planentwurf mit Begründung und Umweltbericht unter Einbeziehung der sich aus den Punkten 1 – 3 ergebenden Änderungen und Ergänzungen gemäß § 3, Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Träger öffentlicher Belange von der Auslegung zu benachrichtigen sowie gemäß § 4, Abs. 2 BauGB zu beteiligen.

Abstimmung:

Ja- 24

Nein- 0

Enthaltung- 0
Punkt 4
Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:   Grundstück Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 117,

           „Zum Greifenstein 5“, Größe 936 m²

Hierzu verliest die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, die Verwaltungsvorlage und bittet um Abstimmung.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 117, Größe 936 m² , „Zum Greifenstein 5“, an die Eheleute Andreas und Maren Bettac, Panorama Weg 1 a, Idstein,  zu folgenden Konditionen zu veräußern: Baulandpreis von 110 Euro /m² voll erschlossen.
Abstimmung:

Ja – 24

Nein- 0

Enthaltung- 0
Punkt 5
Energiepark Runkel;

hier:  Bericht durch die Ausschussvorsitzenden mit Beschlussvorschlag

Hierzu berichtet Herr Gebhart über die gemeinsame Sitzung von HFA und Bau-und Umweltausschuss am 24.02.2011.
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Vorstellung und Beratung eines Energiekonzeptes für die Stadt Runkel – Energiepark Runkel

Die Herren Sauer und Schmandt von der AGENA-Energie GBR, Linden haben den Ausschussmitgliedern ihren Konzeptentwurf vorgestellt und erläutert.

Im Vordergrund steht dabei die Suche nach Wegen und Lösungen die finanziellen Belastungen zu minimieren, die der Stadt Runkel durch die Umwidmung der bisherigen Gewerbeflächen „Herrenwiese“ in Runkel/Steeden und Teilen von „Grossmannswiese/Ober der Limburger Straße“ in Ennerich entstehen werden. Insofern ist dies schon vom Ansatz her ein lobenswertes Unterfangen, das unsere Unterstützung verdient.

Zu dem Gebiet „Herrenwiese“ gibt es schon recht konkrete Vorstellungen. Nach Ausweisung dieses Gebietes in Flächen zur Nutzung erneuerbarer Energien (nicht allgemeine Ausgleichsflächen!) sollen hier auf voraussichtlich 8 Unterständen Photovoltaik-Anlagen erstellt und angeschlossen werden. Weiterhin bietet sich aufgrund der Nähe zur Kläranlage der Betrieb eines Biomassereaktors PYREG 500 an, mit dem sowohl Klärschlamm, als auch weitere Biomasse, wie Grünschnitt, Holzschnitzel u.a. verarbeitet werden können.

Mit diesen beiden Maßnahmen ist es möglich, über einen Zeitraum von 20 Jahren den Ablösebetrag für dieses Gebiet bei der HLG von knapp 600.000 € zu finanzieren, ohne den städtischen Haushalt damit zu belasten. Bei einer günstigen Gesamtkonstellation kann auch ein darüber hinaus gehender Überschuss erzielt werden. Die Eckdaten dieses Projekts sind nachvollziehbar, das Projekt sollte weiter voran getrieben werden.

Die im ursprünglichen Konzept von der AGENA-Energie ebenfalls angesprochene Biogasanlage ist lediglich der Vollständigkeit halber erwähnt worden. Die Problematik einer solchen Anlage ist den Beteiligten bewusst. Der Bau und Betrieb einer Biogasanlage muss immer im konkreten Einzelfall geprüft werden. Nach dem ersten Anschein dürfte der Standort „Herrenwiese“ nicht für eine solche Anlage geeignet sein.

Nicht ganz so optimistisch sieht die Lage für das ungleich größere Gebiet „Grossmannswiese/Oberhalb der Limburger Straße“ in Ennerich aus. Die HLG-Bevorratungskosten betragen zurzeit ca. 1,8 Mio €! Eine ähnlich konzentrierte energetische Nutzung, wie in den „Herrenwiese“ scheint hier nicht möglich. Dennoch sollten auch hier Teilflächen von ca. 44.000 qm in Flächen für die Nutzung erneuerbarer Energien umgewandelt werden. Die Restfläche soll auf jeden Fall einer Vermarktung als Gewerbegebiet zugeführt werden. Konkrete Vorschläge zur energetischen Nutzung in diesem Bereich sollen zu einem späteren Zeitpunkt erarbeitet werden.

Auf jeden Fall ist hier mit einer Subventionierung durch den städtischen Haushalt oder durch Abschöpfung von Mehrerlösen aus anderen Entwicklungsflächen zu planen.
Als konkrete Möglichkeiten sind ein neues Wohngebiet in Dehrn in Richtung neue Teilortsumgehung sowie die energetische Nutzung des Lärmschutzwalls neben der Teilortsumgehung genannt worden.

Abschließend hat die Fa. AGENA-Energie noch die Möglichkeit aufgezeigt, eine kostenneutrale Dachsanierung in Verbindung mit einer Photovoltaik-Anlage der Stadthalle in Wirbelau sowie des Bürgerhauses in Dehrn durchzuführen. 
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Darüber hinaus sieht die Firma auch die Möglichkeit das Dach des neuen Kindergartens in Runkel mit einer Photovoltaik-Anlage zu nutzen. Alle drei Maßnahmen zusammen können neben der Reduzierung der Unterhaltskosten über einen Zeitraum von 20 Jahren immerhin noch einen Zusatzbeitrag von rund 120.000 € erbringen.

Die beiden Ausschüsse haben eine Beauftragung der Firma AGENA-Energie mit der Erarbeitung eines entsprechenden Energiekonzeptes befürwortet. Ein Beschlussvorschlag ist als Tischvorlage zur heutigen Sitzung vom Magistrat vorbereitet vorgelegt worden.

Herr BL-Fraktionsvorsitzender Becker bittet um Klärung, ob die Anlage nur Klärschlamm oder nur Grünschnitt verarbeiten kann.  Dazu erläutert Herr Sauer vom Unternehmen AGENA-Energie, dass die Anlage beides in einem Vorgang fahren kann. 
Herr CDU-Fraktionsvorsitzender Naß fragt zu den Dächern an, ob das Angebot der Fa. AGENA-Energie ein verbindliches sei.
Hierzu antwortet Herr Sauer, dass er die Angebote von einer Bedachungsfirma hat erstellen lassen. Diese hat beim Dach von Wirbelau eine statische Verstärkung angesetzt. Wird heute beschlossen wird die Fa. AGENA-Energie für jedes Dach noch eine separate  Statik erstellt lassen. Hier trägt die Fa. AGENA-Energie die Kosten in Vorlage. Sollte in Wirbelau eine einfache statische Verstärkung nicht ausreichen, wird dies erneut über den Magistrat hier eingehen.

Herr Stadtverordneter Arnold fragt, ob die Zusatzdämmung für die beiden alten Gebäude Energie einsparend sinnvoll erscheint.
Herr Sauer antwortet gegenüber den Entsorgungskosten für Wirbelau mit den Sandwichelementen erhöhen sich die Gesamtkosten auf 10.028 Euro, für das  Bürgerhaus Dehrn von ca. 17.940 Euro. Dieses reicht im Gesamtergebnis noch aus und der Stadt Runkel würden keine zusätzliche Kosten entstehen. Diese Kosten fließen in die Gesamtrechnung ein.
Herr BL-Fraktionsvorsitzender Becker fragt an, ob auch Alternativangebote eingeholt wurden. Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass Unternehmen angesprochen wurden diese jedoch abgelehnt haben. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen verliest die stellvertretende Stadtverordnetenvorstehern, Frau Thomas, den Beschlussvorschlag und bittet um Abstimmung.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig, den Magistrat mit der Erarbeitung eines städtebaulichen Vertrags, entsprechend dem Vortrag des Unternehmens AGENA-Energie, zu beauftragen und diesen der Stadtverordnetenversammlung über den Haupt- und Finanzausschuss sowie den Bau- und Umweltausschuss zur Beratung und ggf. Beschlussfassung vorzulegen.

Abstimmung:

Ja- 24


Nein- 
0

Enthaltung-  0

- 13 -
Punkt 6
Strom-Konzessionsvergabe;

hier:    1. Strom-Konzessionsvertrag Süwag Energie AG, Frankfurt

           2. Strom-Konzessionsvertrag E.ON Mitte AG, Kassel

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass die Fa. E-ON Mitte AG, Kassel, die den Stadtteil Wirbelau beliefern sowie die Fa. Süwag Energie AG, Frankfurt, die die übrigen Stadtteile von Runkel beliefern ihre Konzepte vorgelegt haben. Die vorgestellten Vertragsentwürfe entsprechen dem zwischen den Spitzenverbänden des Hess. Städte und Gemeindebundes, Mühlheim und den Energieversorgungsträgern ausgehandelten Arbeitspapiere. Der Magistrat befindet diese bewerte Zusammenarbeit fortzusetzen. Die Stadt Runkel erhält in beiden Fällen die höchstzulässige Konzessionsabgabe im Rahmen der Konzessionsabgabenverordnung (KAV).  Gleichzeitig bietet die E-ON Mitte noch für den Stadtteil Wirbelau einen Austausch von LED-Leuchten in der Straßenbeleuchtung an.
Herr Bürgermeister Bender ergänzt zum Vertrag von E-ON Mitte AG, unter § 15 sind  2 XX angegeben. Diese betreffen die Kündigungszeiten. Hier sollte unter Pkt. 1 stehen, nach Ablauf von 7 Jahren zum 31.12.2018 und  unter Pkt. 2 sollte nach Ablauf von 14 Jahren zum 31.12.2025 stehen. Die Stadt Runkel hat hier ausschließlich das Kündigungsrecht.
Herr BL-Fraktionsvorsitzender Becker bittet um die genaue Angabe der Höhe Konzessionsabgabe zum derzeitigen Stand im Vertrag mit der Süwag Energie AG, Frankfurt aufzunehmen. Des weiteren bittet er um die Erläuterung der Zusatzvereinbarung mit der Süwag. Hier wird  eine Netzgesellschaft erwähnt, die nach Ablauf von 5 Jahren Vertragslaufzeit gegründet werden könnte. 
Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass es Möglichkeiten gibt sich unter Ablösezahlungen mit in die Unternehmen einzubringen, also einen Verbund mit den Unternehmungen zu bilden. 
Die SPD-Fraktion stellt den Antrag auf Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss.
Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin bittet um Abstimmung.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig die Verweisung in den HFA. 

Abstimmung:

Ja- 24


Nein- 0

Enthaltung- 0
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Punkt 7
Ortsgericht Runkel II;

hier:   Neuwahl eines Schöffen

Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, verliest die zu diesem Tagesordnungspunkt vorliegende Verwaltungsvorlage. Nachdem hierzu keine Wortmeldungen vorliegen, bittet sie um Abstimmung.
Abstimmung:

Ja- 24


Nein-
0

Enthaltung- 0
Beschluss:

 Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Wiederwahl von Herrn Joachim Löw als Ortsgerichtsschöffe für weitere 10 Jahre.

Punkt 8

Vergabe eines Baugrundstücks im Baugebiet „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel;

hier:
Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 113, Kappesborder Berg 36“

Kaufantrag von Frau Kristin Hoyer und Herrn Patrick Schäfer,


Ellersweiher Weg 13, 65594 Runkel


Herr Bürgermeister Bender bittet um zustimmenden Beschluss. 

Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, fragt an , inwieweit ist die PGV in die Vermarktung der Grundstücke eingebunden und verdient die Firma daran. Sie sieht hier kein Kostennutzungsprojekt.

Hier zu erläutert Herr Bürgermeister Bender, dass in der nächsten Stadtverordnetenversammlung im Mai zu diesem Vorhaben berichtet wird.

Momentan existiert noch kein elektronischer Auftritt von der Stadt Runkel und der PGV. 

Anfragen gehen momentan noch bei der Stadt ein und teilweise bei PGV. Für die Zukunft ist geplant, dass die Veräußerung der Grundstücke über die Fa. PGV läuft. Laut dem bestehenden Vertrag ist die Fa. PGV bei den bereits veräußerten Grundstücken rückwirkend zu beteiligen.  
Herr Stadtverordneter Arnold fragt nach, warum die Fa. PGV rückwirkend beteiligt werden muss. Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass die Vereinbarung des Vertrages beinhaltet, ab einem gewissen Zeitpunkt die Fa. PGV zu beteiligen, da diese hohe Kosten im Vorfeld hat, um das Vorhaben zum Laufen zu bringen.
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen bittet die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, um Abstimmung. 
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.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, das Baugrundstück in der Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 113, Größe: 915 m², Kappesborder Berg 36“ an Frau Kristin Hoyer und Herrn Patrick Schäfer, Ellersweiher Weg 13, 65594 Runkel zu folgenden Konditionen (Baulandpreis: 110,- Euro/m², voll erschlossen) zu veräußern.
Abstimmung:

Ja- 24

Nein- 0

Enthaltung: 0
Punkt 9

Bebauungsplan „Kappesborder Berg“ in Runkel;

hier:
Fassung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 (1) BauGB und Beschluss der 
Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie der Durchführung der notwendigen 
Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange

Hierzu erläutert Herr Bürgermeister Bender die vorliegende Verwaltungsvorlage und erklärt die Gründe, die eine Fassung des Aufstellungsbeschlusses notwendig machen. 
1. Angestrebt wird eine Verbesserung der Verkehrsanbindung. Die geplante Einbahnregelung soll aufgehoben  und  ein Ein- und Ausfahren soll ermöglicht werden. 

2. Die Fahrbahn muss auf 5,50 m erweitert werden,  um die Bedingungen der Mindestbreite zu gewährleisten. Angefragt wurde wiederholt nach einem Durchbruch vom Spielplatz in der Verlängerung zum Ellersweiherweg. 

3. Es besteht bei einigen Grundstücken die Möglichkeit die Firstaussrichtung  zu ändern. An dieser Änderung sind bereits mehrere Bewerber interessiert. Aus diesem Grund wird hier der Antrag auf die Bebauungsplanänderung gestellt.

Herr Stadtverordneter Arnold fragt an, wer zur Maßnahme unter Punkt 1 die Kosten trägt und und in welcher Höhe werden diese sich bewegen?
Herr Bürgermeister Bender antwortet hierzu, dass die Stadt die Kosten tragen muss, da im Nachgang die bereits dort Wohnenden nicht mehr zu beteiligen sind. Die Höhe der anfallenden Kosten können noch nicht genannt werden.

Herr Stadtverordneter Arnold bittet in diesem Fall um Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss.  
Herr Bürgermeister Bender bittet jedoch den Aufstellungsbeschluss heute zu fassen, um den Interessenten zu ermöglichen ihre weiteren Planungen voranzutreiben. 
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Frau stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin Thomas gibt den vorliegende Beschlussvorschlag zur Abstimmung.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt mehrheitlich gemäß § 2 (1) BauGB die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans „Kappesborder Berg“ im Stadtteil Runkel. Der Geltungsbereich der Änderung ist aus der Kartenskizze ersichtlich, die Bestandteil dieses Beschlusses ist. Die Planänderung wird im vereinfachten Verfahren auf der Grundlage des § 13a BauGB durchgeführt.
Der Magistrat wird beauftragt, das Bauleitplanverfahren einzuleiten und die notwendigen Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange durchzuführen.

Abstimmung:

Ja- 18

Nein- 2

Enthaltung- 4

Punkt 10
Genehmigung der Niederschriften vom 27.10.2010, 24.11.2010 und 09.02.2011

 Abstimmung:

Ja- 24

Nein- 0

Enthaltung- 0 
Punkt 11
Mitteilungen des Magistrats

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass die Stadt mit der ersten Ausgabe des Runkeler Blättchens in 2011 eine Anfrage an die Bürger bezüglich Interesse an einem Kehr-  und Streudienst gestartet hat. Es sind bis zum heutigen Tag 66 Haushalte, die diesen Dienst gerne in Anspruch nehmen möchten. Eine Ausarbeitung der Durchführung wird nach den Wahlen erfolgen.
Herr Bürgermeister Bender bedankt sich für die bisherige Zusammenarbeit. 

Die stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Thomas, bedankt sich ebenfalls im Namen des stellvertretenden Stadtverordnetenvorstehers, Herrn Kuhlisch und des Stadtverordnetenvorstehers, Herrn Rosbach für die fairen Beratungen und Diskussionen. 
Sitzungsende: 22.00 Uhr


Schriftführerin: Frau Janevski

